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436/A XXVII. GP 

Eingebracht am 22.04.2020 
Dieser Text wurde elektronisch übermittelt. Abweichungen vom Original sind möglich. 

Antrag 
der Abgeordneten Mag. Michaela Steinacker, Mag. Agnes Sirkka Prammer 
Kolleginnen und Kollegen 

betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 1. Bundesgesetz betreffend Begleitmaßnahmen 
zu COVID-19 in der Justiz, das Gesellschaftsrechtliche COVID-19-Gesetz und das 
Zivilrechts-Mediationsgesetz geändert werden (8. COVID-19-Gesetz) 

 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Bundesgesetz, mit dem das 1. Bundesgesetz betreffend Begleitmaßnahmen zu COVID-19 
in der Justiz, das Gesellschaftsrechtliche COVID-19-Gesetz und das Zivilrechts-
Mediationsgesetz geändert werden (8. COVID-19-Gesetz) 

 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

 

Artikel I 
Änderung des 1. Bundesgesetzes betreffend Begleitmaßnahmen zu COVID-19 in der 

Justiz 

Das 1. Bundesgesetz betreffend Begleitmaßnahmen zu COVID-19 in der Justiz, BGBl. I 
Nr. 16/2020, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 24/2020, wird wie folgt geändert: 

1. § 3 samt Überschrift lautet: 
„Anhörungen, mündliche Verhandlungen und Beweisaufnahmen 

§ 3. (1) Das Gericht kann bis zum Ablauf des 31. Dezember 2020  
 1. mit Einverständnis der Parteien mündliche Verhandlungen und Anhörungen ohne persönliche 

Anwesenheit der Parteien oder ihrer Vertreter unter Verwendung geeigneter technischer 
Kommunikationsmittel zur Wort- und Bildübertragung durchführen sowie auf diese Weise auch 
ohne Vorliegen der Voraussetzungen des § 277 ZPO Beweise in der mündlichen Verhandlung 
oder außerhalb dieser aufnehmen und sonst der Verhandlung beizuziehende Personen teilnehmen 
lassen; das Einverständnis gilt als erteilt, soweit sich die Parteien nicht innerhalb einer vom 
Gericht festgesetzten angemessenen Frist dagegen aussprechen; 

 2. ohne Einverständnis der Parteien Anhörungen und mündliche Verhandlungen in 
Unterbringungs-, Heimaufenthalts- und Erwachsenenschutzsachen sowie in Verfahren nach dem 
Tuberkulosegesetz und dem Epidemiegesetz 1950, wenn sie außerhalb der von der 
Justizverwaltung zur Verfügung gestellten Räumlichkeiten durchzuführen wären, unter 
Verwendung geeigneter technischer Kommunikationsmittel zur Wort- und Bildübertragung 
durchführen, auf diese Weise Beweise in der mündlichen Verhandlung oder außerhalb dieser 
aufnehmen und sonst der Verhandlung beizuziehende Personen teilnehmen lassen. 
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(2) Während des in Abs. 1 genannten Zeitraums kann jede als Verfahrensbeteiligte, Zeuge, 
Sachverständiger, Dolmetscher und sonst dem Verfahren beizuziehende Person beantragen, unter 
Verwendung geeigneter technischer Kommunikationsmittel zur Wort- und Bildübertragung an der 
mündlichen Verhandlung teilzunehmen, vernommen zu werden, Gutachten zu erstatten oder 
Übersetzungsleistungen zu erbringen, wenn sie eine erhöhte Gesundheitsgefährdung durch COVID-19 für 
sich oder für Personen, mit denen sie in notwendigem privaten oder beruflichen Kontakt steht, 
bescheinigt. Stehen einer Partei oder einem Zeugen die hiefür geeigneten technischen 
Kommunikationsmittel nicht zur Verfügung, so kann die unvertretene Partei die Vertagung der 
Verhandlung, die vertretene Partei und der Zeuge die vorläufige Abstandnahme von der Vernehmung 
beantragen. Bei Vorliegen der Voraussetzungen ist derartigen Anträgen stattzugeben. Gegen stattgebende 
Entscheidungen ist ein Rechtsmittel nicht zulässig. Der Rekurs gegen eine abweisende Entscheidung hat 
aufschiebende Wirkung. 

(3) Wird eine Verhandlung unter Verwendung geeigneter technischer Kommunikationsmittel zur 
Wort- und Bildübertragung durchgeführt, so ist eine Unterschrift der Parteien unter das 
Verhandlungsprotokoll nicht erforderlich. Das bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung 
vorzulegende Kostenverzeichnis gilt als rechtzeitig vorgelegt, wenn es spätestens bis zum Ablauf des 
auf die mündliche Verhandlung folgenden Werktages im Elektronischen Rechtsverkehr oder mit E-Mail 
an die vom Entscheidungsorgan bekanntgegebene Adresse übersendet wird. Die Frist des § 54 Abs. 1a 
ZPO beginnt diesfalls mit der Zustellung des Kostenverzeichnisses durch das Gericht an den Gegner. 
Wollen die Parteien einen Vergleich schließen, so hat das Gericht entweder den Text des Vergleichs den 
Parteien auf dem Bildschirm sichtbar zu machen oder den Vergleichstext laut und deutlich vorzulesen 
beziehungsweise den auf einem Tonträger aufgenommenen Vergleichstext für alle deutlich hörbar 
abzuspielen. Jede Partei hat ihren Willen, diesen gerichtlichen Vergleich abzuschließen, klar und 
deutlich zum Ausdruck zu bringen. Gleiches gilt für den Abschluss eines prätorischen Vergleichs unter 
Verwendung geeigneter technischer Kommunikationsmittel zur Wort- und Bildübertragung. 

(4) Tagsatzungen, Verhandlungen, Einvernehmungen, Gläubigerversammlungen und 
Gläubigerausschusssitzungen in Exekutions- und Insolvenzverfahren und solche, auf die die 
Verfahrensbestimmungen der EO und IO anzuwenden sind, können bis zum Ablauf des 31. Dezember 
2020 unter Verwendung geeigneter technischer Kommunikationsmittel zur Wort- und Bildübertragung 
durchgeführt werden, wenn die zu vernehmenden oder teilnahmeberechtigten Personen nicht binnen 
einer Woche ab Zustellung der Ladung bescheinigen, dass sie nicht über die technischen 
Kommunikationsmittel zur Wort- und Bildübertragung verfügen. Eines Einverständnisses der Parteien 
bedarf es nicht. Abs. 2 letzter Satz ist nicht anzuwenden.“ 

2. In § 7 wird das Datum „30. April 2020“ durch das Datum „30. Juni 2020“ ersetzt. 

3. § 12 wird folgender Abs. 3 angefügt: 
„(3) § 3 samt Überschrift sowie § 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2020 treten 

mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft. § 3 ist in dieser Fassung auf Anhörungen, 
Einvernehmungen, Tagsatzungen, mündliche Verhandlungen, Gläubigerversammlungen, 
Gläubigerausschusssitzungen und Beweisaufnahmen anzuwenden, die nach Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes durchgeführt werden. Wurde ein Vollzugsauftrag nach § 3 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 16/2020 bis zum Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2020 
nicht durchgeführt, weil die Voraussetzungen des § 1 Abs. 3 dieses Bundesgesetzes nicht vorlagen, so 
verlängern sich die Fristen nach § 25 Abs. 3 sowie § 25d und § 252d Abs. 2 EO um vier Wochen.“ 

 

Artikel II 
Änderung des Gesellschaftsrechtlichen COVID-19-Gesetzes 

Das Bundesgesetz betreffend besondere Maßnahmen im Gesellschaftsrecht aufgrund von COVID-19 
(Gesellschaftsrechtliches COVID-19-Gesetz – COVID-19-GesG), BGBl. I Nr. 16/2020, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 24/2020, wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 2 Abs. 3 wird folgender Abs. 3a eingefügt: 
„(3a) Abweichend von § 5 Abs. 2 erster Satz VerG kann eine Versammlung, an der mehr als 50 

Personen teilnahmeberechtigt sind, bis zum Jahresende 2021 verschoben werden.“ 

2. Dem § 4 wird folgender Abs. 4 angefügt: 
„(4) § 2 Abs. 3a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2020 tritt mit 22. März 2020 in 

Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2021 außer Kraft.“ 
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Artikel III 
Änderung des Zivilrechts-Mediationsgesetzes 

 

Das Bundesgesetz über Mediation in Zivilrechtssachen (Zivilrechts-Mediations-Gesetz - 
ZivMediatG), BGBl. I Nr. 29/2003, wird wie folgt geändert: 

1. § 20 wird folgender Satz angefügt: 
„Endet dieser Zeitraum vor dem 1. Jänner 2021, so wird er bis zum 31. Dezember 2021 verlängert.“ 

2. § 33 wird folgender Abs. 6 angefügt: 
„(6) § 20 in der Fassung BGBl. I Nr. xx/2020 tritt mit 16. März 2020 in Kraft und mit Ablauf des 31. 

Dezember 2021 außer Kraft. Er ist in dieser Fassung auf Fristen anzuwenden, die bis zum Inkrafttreten 
dieser Bestimmung noch nicht abgelaufen sind.“ 

 

Begründung 
 
Zu Art. I (Änderung des Bundesgesetzes betreffend Begleitmaßnahmen zu COVID-19 in der Justiz) 
Zu Z 1 (§ 3):  
§ 3 ordnet derzeit für die Dauer von Einschränkungen der Bewegungsfreiheit oder des 
zwischenmenschlichen Kontakts aufgrund von COVID-19 an, dass Anhörungen und mündliche 
Verhandlungen nur abzuhalten sind, wenn die Voraussetzungen des § 1 Abs. 3 vorliegen, also wenn nach 
sorgfältiger Abwägung aller Umstände die Fortsetzung des Verfahrens zur Abwendung einer Gefahr für 
Leib und Leben, Sicherheit und Freiheit oder zur Abwehr eines erheblichen und unwiederbringlichen 
Schadens einer Verfahrenspartei dringend geboten ist und nicht das Interesse der Allgemeinheit an der 
Verhütung und Bekämpfung der Verbreitung von COVID-19 sowie der Schutz der Aufrechterhaltung 
eines geordneten Gerichtsbetriebes die Einzelinteressen überwiegen. Gleiches gilt für die Erteilung und 
Durchführung von Vollzugsaufträgen sowie für die Protokollierung mündlichen Anbringens. Ist die 
Anhörung einer Partei oder die Durchführung einer mündlichen Verhandlung unbedingt erforderlich, so 
kann sie auch ohne persönliche Anwesenheit aller Beteiligten unter Verwendung geeigneter technischer 
Kommunikationsmittel vorgenommen bzw. durchgeführt werden. Dies hat zur Einschränkung der 
Tätigkeit der Gerichte geführt, weil gerade in Zivilprozessen eine mündliche Verhandlung zwingend 
durchzuführen ist. Damit kommt es einerseits zu Verzögerungen in den einzelnen Verfahren, andererseits 
entsteht ein Erledigungsrückstand bei Gericht, dessen Aufarbeitung einige Zeit in Anspruch nehmen 
wird.  
Es ist derzeit noch nicht abschätzbar, wie lange Maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von 
COVID-19, insbesondere die Beschränkungen der Bewegungsfreiheit oder des zwischenmenschlichen 
Kontakts, erforderlich sein werden und in welchem Ausmaß sie weiter aufrecht bleiben. Um die 
notwendige Flexibilität zu haben, auf die jeweiligen, allenfalls auch nur regional oder örtlich 
erforderlichen Einschränkungen Bedacht nehmen zu können, sollen nun auch die derzeitigen 
Einschränkungen, was den persönlichen Kontakt mit dem Gericht betrifft, beendet werden. Ab dieser 
Zeit sind Verhandlungen, auch wenn die Rechtssache nicht dringend ist, durchzuführen. Es ist Aufgabe 
der Justizverwaltung, geeignete Räumlichkeiten zur Verfügung zu stellen, sodass die von der 
Bundesregierung vorgeschriebenen Schutzmaßnahmen eingehalten werden können. 
Aufgrund der noch bestehenden Einschränkungen des öffentlichen Lebens, der erforderlichen 
Ausschreibungen und des Mangels an ausreichend großen Verhandlungsräumen wird die 
Verhandlungstätigkeit aber erst langsam in Gang kommen. Um dem Problem des Fehlens von 
Verhandlungsräumen zu begegnen, soll es – bis 31. Dezember 2020 – weiterhin möglich sein, mündliche 
Verhandlungen ohne physische Anwesenheit der Verfahrensparteien unter Verwendung geeigneter 
technischer Kommunikationsmittel zur Wort- und Bildübertragung durchzuführen; dies auch ohne 
Dringlichkeit der Sache, allerdings nur mit Einverständnis der Parteien. 
Anhörungen, mündliche Verhandlungen und Beweisaufnahmen in Unterbringungs-, Heimaufenthalts- 
oder Erwachsenenschutzsachen sowie in Verfahren nach dem Tuberkulosegesetz und dem 
Epidemiegesetz 1950 sollen aber auch ohne Zustimmung der Parteien mit Videotechnologie 
durchgeführt werden können, wenn die Verhandlung außerhalb des Gerichts stattfinden müsste, etwa in 
Unterbringungssachen in einem Krankenhaus oder in Angelegenheiten des Heimaufenthaltsgesetzes in 
einem Pflegeheim oder in Verfahren nach dem Tuberkulosegesetz in einer pulmologischen Abteilung. In 
diesen Fällen hat das Gericht keinen Einfluss auf die räumlichen Gegebenheiten und keinen oder nur 
sehr beschränkten Einfluss auf die Einhaltung von Sicherheitsmaßnahmen. 
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Zeugen, Sachverständige und Dolmetscher haben grundsätzlich persönlich bei Gericht zu erscheinen. Das 
Gericht kann aber ihre Teilnahme an der mündlichen Verhandlung unter Verwendung geeigneter 
technischer Kommunikationsmittel zur Wort- und Bildübertragung anordnen, dies aber nicht ohne 
Zustimmung der Parteien, es denn, es liegen die Voraussetzungen des § 277 ZPO vor. Dies gilt auch für 
eine außerhalb einer mündlichen Verhandlung vorzunehmende Einvernahme, so etwa für Einvernahmen 
im Verfahren außer Streitsachen (s § 20 AußStrG) oder zum Vorliegen von Berufungsgründen, z.B. die 
Einvernahme des Zustellers zur Frage des Vorliegens einer nicht gesetzeskonformen Zustellung. Es soll 
in allen Fällen, in denen nach der geltenden Rechtslage Einvernahmen außerhalb einer mündlichen 
Verhandlung vorgesehen sind, solche auch mit Videotechnologie durchgeführt werden können. Auch 
andere einer Verhandlung oder Beweisaufnahme zuzuziehende Personen, wie etwa der Kinderbeistand, 
die Familiengerichtshilfe oder der Patientenanwalt können auf diese Weise teilnehmen. 
Unberührt bleibt die Möglichkeit der abgesonderten Einvernahme nach den §§ 289a, 289b ZPO. Hiezu 
bedarf es weiterhin keiner Zustimmung der Parteien. Es sollen mit dieser Regelung bestehende 
Möglichkeiten der Verwendung von Videotechnologie im Verfahren lediglich erweitert, nicht aber 
eingeschränkt werden. 
Sollen diese Personen von ihrer Wohnung oder Betriebsstätte zugeschalten werden, dann setzt dies aber 
voraus, dass diese Personen über die entsprechenden Kommunikationsmittel verfügen. Dies ist vorher 
abzuklären. Eine Verpflichtung zu deren Anschaffung besteht nicht. Es ist auch möglich, etwa von einem 
anderen Raum im selben Gerichtsgebäude einen Zeugen zuzuschalten, um die Anzahl der Personen, die 
sich gleichzeitig im Verhandlungsraum aufhalten, zu minimieren. 
Ein Recht, auf diese Weise an der Verhandlung teilzunehmen, haben diese Personen nur, wenn sie oder 
Personen, mit denen sie notwendigen Kontakt haben, einem erhöhten Gesundheitsrisiko aufgrund 
COVID-19 ausgesetzt sind. Zur Bescheinigung kann insbesondere ein COVID-19-Risiko-Attest (s § 735 
ASVG) dienen. Unter Personen, mit denen notwendiger Kontakt besteht, sind etwa mit der 
antragstellenden Person im gemeinsamen Haushalt lebende oder von ihr zu betreuende oder zu pflegende 
Personen zu verstehen. Aber auch Antragsteller, deren berufliches Umfeld aus besonders gefährdeten 
Personen besteht, wie bei Pflegekräften in einem Altenheim, fallen hierunter. Sie können beantragen, mit 
Videotechnologie an der Verhandlung teilzunehmen, auszusagen, Gutachten zu erstatten oder zu 
übersetzen. Stehen Parteien oder Zeugen die technischen Mittel für eine Videozuschaltung nicht zur 
Verfügung, so können unvertretene Parteien die Vertagung der Verhandlung und vertretene Parteien oder 
Zeugen die vorläufige Abstandnahme von ihrer Vernehmung bis längstens Ende Dezember 2020 (die 
Regelungen gelten nur bis 31. Dezember 2020) beantragen. Bei Parteienvertretern, Sachverständigen oder 
Dolmetschern ist davon auszugehen, dass sie über die erforderliche Technik verfügen.  
Für mündliche Verhandlungen, die mit Videotechnologie durchgeführt werden, regelt Abs. 3 einige 
offene Fragen, so etwa, dass eine Unterschrift unter das Verhandlungsprotokoll nicht erforderlich ist, wie 
mit dem Kostenverzeichnis umzugehen ist und welche Förmlichkeiten bei einem Vergleichsabschluss 
einzuhalten sind. Die vom Gericht bekanntzugebende Adresse kann die Justizadresse des Richters, der 
Kanzlei oder eines Gerichtspostfachs sein. Zur Wahrung des Grundsatzes der Öffentlichkeit von 
Verfahren muss auch bei einer Verhandlung mit Videotechnologie die Rechtssache vor dem 
Verhandlungsraum aufgerufen werden. Es ist so vielen Zuhörern Zutritt zu gewähren, als unter 
Einhaltung der vorgeschriebenen Schutzmaßnahmen möglich ist. 
Kommt es bei der Durchführung von Verhandlungen oder Beweisaufnahmen zu technischen Störungen, 
so wird dies den Verfahrensbeteiligten nicht anzulasten sein, insbesondere kann eine Partei oder ein 
Parteienvertreter nicht deshalb als säumig angesehen werden. Es ist denkbar, dass aus Gründen der 
Überlastung der Leitungen nicht sofort die Verbindung hergestellt werden kann oder dass plötzlich die 
Verbindung abbricht. Dies ist mit der Situation vergleichbar, dass die Parteien vor dem Verhandlungssaal 
stehen und die Türe sich nicht öffnen lässt, sodass sie nicht eintreten können. Auch daraus kann den 
Parteien oder den sonst zuzuziehenden Personen kein Nachteil entstehen. 
EO und IO enthalten Sonderbestimmungen für Anhörungen und Verhandlungen. Im Hinblick darauf ist 
eine Ausnahme vom Einverständnis der Parteien gerechtfertigt (Abs. 4). Im Insolvenzverfahren ist die 
Ausnahme auch deshalb geboten, weil es durch eine Vielzahl an Parteien (Beteiligten) geprägt ist. 
Allerdings soll niemand verpflichtet werden, sich die entsprechenden Kommunikationsmittel 
anzuschaffen; daher kann die Vernehmung oder Tagsatzung nicht mit technischen 
Kommunikationsmitteln zur Wort- und Bildübertragung durchgeführt werden, wenn die zu 
vernehmenden oder teilnahmeberechtigten Personen bescheinigen, dass sie nicht über die technischen 
Kommunikationsmittel zur Wort- und Bildübertragung verfügen. In diesem Fall hat die Vernehmung oder 
Tagsatzung nicht stattzufinden; sie ist auf die herkömmliche Art - mit persönlicher Anwesenheit - 
durchzuführen. 
Die Formulierung berücksichtigt, dass es nicht nur im Insolvenzverfahren Tagsatzungen und 
Einvernehmungen gibt, sondern auch im Eröffnungsverfahren und nach Aufhebung des 
Insolvenzverfahrens, zB die Abstimmung über die Änderung des Zahlungsplans. 
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Die Ausnahme von Abs. 2 letzter Satz ist der Dringlichkeit im Exekutions- und Insolvenzverfahren 
geschuldet. 
Zu Z 2 (§ 7): 
Die Möglichkeit, Unterhaltsvorschüsse nach § 3 UVG auch dann zu gewähren, wenn das Kind zuvor 
keinen entsprechenden Exekutionsantrag bei Gericht gestellt hat, soll bis Ende Juni 2020 verlängert 
werden. 
Zu Z 3 (§ 12): 
Wegen der weitgehenden Nichtdurchführung von Vollzugsaufträgen und des dadurch eingetretenen 
Rückstaus ist eine Fristverlängerung für den ersten Vollzugsversuch und die Berichte der 
Gerichtsvollzieher geboten.  
Zu Art. II (Änderung des Gesellschaftsrechtlichen COVID-19-Gesetzes) 
Zu Z 1 (§ 2 Abs. 3a): 
Nach § 5 Abs. 2 erster Satz des Vereinsgesetztes 2002 (VerG) hat die Mitgliederversammlung alle fünf 
Jahre stattzufinden. Es ist derzeit nicht abzusehen, wann eine Versammlung mit über 50 einzuladenden 
Teilnehmern in gewohnter – und in der Regel angestrebter -  Durchführung als Präsenzversammlung 
angesichts der COVID-19-Pandemie wieder möglich sein wird. Da das VerG ohnehin von weit 
auseinanderliegenden Versammlungen ausgeht, erscheint es angemessen, größeren Vereinen eine 
Verschiebungsmöglichkeit bis Ende 2021 einzuräumen. Über deren Inanspruchnahme hat das 
Leitungsorgan in pflichtgemäßem Ermessen zu entscheiden. Dabei kann ihm (oder einem anderen zur 
Einberufung zuständigen Organ) die Möglichkeit zu Hilfe kommen, allfällige dringende Fragen schon vor 
der verschobenen Präsenzversammlung einer schriftlichen Abstimmung zu unterziehen, wie dies nun in § 
4 Abs. 2 bis 6 der Gesellschaftsrechtlichen COVID-19-Verordnung, BGBl. II Nr. 140/2020, vorgesehen 
ist. Unberührt bleibt § 5 Abs. 2 letzter Satz VerG, wonach ein Zehntel der Mitglieder vom Leitungsorgan 
die Einberufung einer Mitgliederversammlung verlangen können.  
Zu Z 2 (§ 4 Abs. 4): 
Wie auch die vergleichbaren Regelungen des § 2 Abs. 1 bis 3 betreffend die Kapitalgesellschaften und die 
Genossenschaft soll der neue Abs. 3a des § 2 rückwirkend mit 22. März 2020 in Kraft treten. Er soll mit 
Ablauf der Verschiebungsmöglichkeit, also mit Jahresende 2021 außer Kraft treten. 
Zu Art. III (Änderung des Zivilrechts-Mediations-Gesetzes) 
Gemäß § 20 ZivMedG hat ein Mediator sich angemessen, zumindest im Ausmaß von fünfzig Stunden 
innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren fortzubilden und dies auch nachzuweisen. Da aufgrund von 
COVID-19 derzeit kein ausreichendes Fortbildungsangebot zur Verfügung steht, soll diese Frist 
zumindest um ein Jahr bis Ende 2021 verlängert werden, wenn sie noch im Jahr 2020 ablaufen würde. 
Bereits abgelaufene Fristen werden davon nicht erfasst. 
 
 
In formeller Hinsicht wird beantragt, diesen Antrag dem Justizausschuss zuzuweisen. 
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